
 

 

Einwilligungserklärung nach der Datenschutz-Grundverordnung  

 
 
Die/ der Erschienene wird darüber informiert, dass zur Verarbeitung von 
personenbezogenen Daten zur Integration eine Einwilligung erforderlich ist. Es wird darauf 
hingewiesen, dass ein Widerruf der Einwilligung jederzeit möglich ist. Bei einem Widerruf hat 
die betroffene Person das Recht, dass sie betreffende personenbezogene Daten 
unverzüglich gelöscht werden. Die Abgabe der Einwilligung erfolgt in jedem Fall freiwillig. Die 
Rechte der betroffenen Person sind in den Gesetzesgrundlagen aufgeführt.  
 
 

 
☐ Herrn/ Frau 

 
_________________________________________________________________________ 
Name, Vorname         Geburtsdatum 
   

☐ und meiner Kinder 

 
 

Name, Vorname        Geburtsdatum 
 

Name, Vorname        Geburtsdatum 
__________________________________________________________________________ 
Name, Vorname        Geburtsdatum 
 

Name, Vorname        Geburtsdatum 
__________________________________________________________________________ 
Name, Vorname        Geburtsdatum 
 
 
Hiermit entbinde ich den/die Integrationskoordinator/in des Sozialen Fallmanagements der 
Stadt Hamm 
 
Frau /Herrn 
 

Name, Vorname 
 
sowie den jeweiligen Vertreter von der Schweigepflicht für mich/ und meine oben 
aufgeführten Kinder zu folgendem Zweck: 
 
soziale und gesellschaftliche Integration in die Stadt Hamm  
__________________________________________________________________________ 
 
Die Einverständniserklärung für die Entbindung der Schweigepflicht beinhaltet:  
 

☐ Soziale/ familiäre Angelegenheiten  

☐ Gesundheitliche Angelegenheiten  

☐ Schulische Angelegenheiten  

☐ Berufliche Angelegenheiten 

☐ Sonstiges, insbesondere____________________ 

 



 

 

Ich entbinde dazu weiterhin Mitarbeiter/innen der folgender Einrichtung(en)/ Dienststelle(n)/ 
Institution(en) von der Schweigepflicht: 
 

☐ kommunaler Institutionen/ Ämter, insbes. auch die Fam.hilfe und das Gesundheitsamt 

☐ Familienhilfe sowie des Gesundheitsamtes 

☐ freie Träger 

☐ Kindertageseinrichtungen 

☐ Lehrer(innen)/ Schulsozialarbeiter(innen)/ SPLZ-Mitarbeiterinnen 

☐ Bildungsbegleiter (innen) 

☐ Ärzte, Psychologen, Therapeuten 

☐ Arbeitgeber/ Betriebe 

☐ Ehrenamtliche 

☐ 

 
(Bei Bedarf können Personen direkt benannt werden) 
 
Ich bin einverstanden, dass die zuvor genannten Fachkräfte und Organisationen Sozialdaten 
miteinander austauschen und bewerten dürfen, sofern dies aus fachlicher Sicht für einen 
positiven Verlauf meines Integrationsprozesses und den meiner Kinder wichtig ist.  
 
Die Datenschutzbestimmungen sind mir erläutert worden. 
 
Die Entbindung von der Schweigepflicht erfolgt freiwillig und ist jederzeit – auch ohne 
Angabe von Gründen - widerrufbar. Der Widerruf berührt nicht die Rechtmäßigkeit der vor 
diesem Zeitpunkt erfolgten Verarbeitung der Daten und Informationen 
 
Ein Formular zum Widerruf dieser Einwilligung erhalte ich im Bedarfsfall durch den 
zuständigen Integrationskoordinator. 
 
Unterschrift (des Sorgeberechtigten)  
Hamm, den________________ 
 
 
______________________________________ 
 

 
 
 
 
 
 
Mit Abgabe der Einwilligung erhalten Sie eine Durchschrift.  
 
 
 
________________________________________  
(Ort, Datum/ Unterschrift der einwilligenden Person) 2  

 



 

 

Gesetzesgrundlagen:  
Europäische Datenschutz-Grundverordnung: Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen 
Parlaments und des Rates, vom 27. April 2016, zum Schutz natürlicher Personen, bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr, und zur Aufhebung der 
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung), ABl L 119 vom 4.5.2016, 1–88)  
 
Artikel 6 Abs. 1 DS-GVO – Rechtmäßigkeit der Verarbeitung  
Die Verarbeitung ist nur rechtmäßig, wenn mindestens eine der nachstehenden 
Bedingungen erfüllt ist:  
a)Die betroffene Person hat ihre Einwilligung zu der Verarbeitung der sie betreffenden 
personenbezogenen Daten für einen oder mehrere bestimmte Zwecke gegeben;  
Art. 7 DS-GVO Bedingungen für die Einwilligung  
(1) Beruht die Verarbeitung auf einer Einwilligung, muss der Verantwortliche nachweisen 
können, dass die betroffene Person in die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten 
eingewilligt hat.  
(2) Erfolgt die Einwilligung der betroffenen Person durch eine schriftliche Erklärung, die noch 
andere Sachverhalte betrifft, so muss das Ersuchen um Einwilligung in verständlicher und 
leicht zugänglicher Form in einer klaren und einfachen Sprache so erfolgen, dass es von den 
anderen Sachverhalten klar zu unterscheiden ist. Teile der Erklärung sind dann nicht 
verbindlich, wenn sie einen Verstoß gegen diese Verordnung darstellen.  
(3) Die betroffene Person hat das Recht, ihre Einwilligung jederzeit zu widerrufen. Durch den 
Widerruf der Einwilligung wird die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum 
Widerruf erfolgten Verarbeitung nicht berührt. Die betroffene Person wird vor Abgabe der 
Einwilligung hiervon in Kenntnis gesetzt. Der Widerruf der Einwilligung muss so einfach wie 
die Erteilung der Einwilligung sein.  
(4) Bei der Beurteilung, ob die Einwilligung freiwillig erteilt wurde, muss dem Umstand in 
größtmöglichem Umfang Rechnung getragen werden, ob unter anderem die Erfüllung eines 
Vertrags, einschließlich der Erbringung einer Dienstleistung, von der Einwilligung zu einer 
Verarbeitung von personenbezogenen Daten abhängig ist, die für die Erfüllung des Vertrags 
nicht erforderlich sind.  
 
Rechte der betroffenen Person:  
Artikel 13 DS-GVO - Informationspflicht bei Erhebung von personenbezogenen Daten 
bei der betroffenen Person  
(1) Werden personenbezogene Daten bei der betroffenen Person erhoben, so teilt der 
Verantwortliche der betroffenen Person zum Zeitpunkt der Erhebung dieser Daten Folgendes 
mit:  
a)den Namen und die Kontaktdaten des Verantwortlichen sowie gegebenenfalls seines 
Vertreters;  
b)gegebenenfalls die Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten;  
c)die Zwecke, für die die personenbezogenen Daten verarbeitet werden sollen, sowie die 
Rechtsgrundlage für die Verarbeitung;  
d)wenn die Verarbeitung auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe f beruht, die berechtigten 
Interessen, die von dem Verantwortlichen oder einem Dritten verfolgt werden;  
e)gegebenenfalls die Empfänger oder Kategorien von Empfängern der personenbezogenen 
Daten und  
f)gegebenenfalls die Absicht des Verantwortlichen, die personenbezogenen Daten an ein 
Drittland oder eine internationale Organisation zu übermitteln, sowie das Vorhandensein 
oder das Fehlen eines Angemessenheitsbeschlusses der Kommission oder im Falle von 
Übermittlungen gemäß Artikel 46 oder Artikel 47 oder Artikel 49 Absatz 1 Unterabsatz 2 
einen Verweis auf die geeigneten oder angemessenen Garantien und die Möglichkeit, wie 
eine Kopie von ihnen zu erhalten ist, oder wo sie verfügbar sind.  
(2) Zusätzlich zu den Informationen gemäß Absatz 1 stellt der Verantwortliche der 
betroffenen Person zum Zeitpunkt der Erhebung dieser Daten folgende weitere 
Informationen zur Verfügung, die notwendig sind, um eine faire und transparente 
Verarbeitung zu gewährleisten:  



 

 

a)die Dauer, für die die personenbezogenen Daten gespeichert werden oder, falls dies nicht 
möglich ist, die Kriterien für die Festlegung dieser Dauer;  
b)das Bestehen eines Rechts auf Auskunft seitens des Verantwortlichen über die 
betreffenden personenbezogenen Daten sowie auf Berichtigung oder Löschung oder auf 
Einschränkung der Verarbeitung oder eines Widerspruchsrechts gegen die Verarbeitung 
sowie des Rechts auf Datenübertragbarkeit;  
c)wenn die Verarbeitung auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a oder Artikel 9 Absatz 2 
Buchstabe a beruht, das Bestehen eines Rechts, die Einwilligung jederzeit zu widerrufen, 
ohne dass die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten 
Verarbeitung berührt wird;  
d)das Bestehen eines Beschwerderechts bei einer Aufsichtsbehörde;  
e)ob die Bereitstellung der personenbezogenen Daten gesetzlich oder vertraglich 
vorgeschrieben oder für einen Vertragsabschluss erforderlich ist, ob die betroffene Person 
verpflichtet ist, die personenbezogenen Daten bereitzustellen, und welche mögliche[1] 
Folgen die Nichtbereitstellung hätte und   

f)das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung einschließlich Profiling gemäß 
Artikel 22 Absätze 1 und 4 und – zumindest in diesen Fällen – aussagekräftige Informationen 
über die involvierte Logik sowie die Tragweite und die angestrebten Auswirkungen einer 
derartigen Verarbeitung für die betroffene Person.  

(3) Beabsichtigt der Verantwortliche, die personenbezogenen Daten für einen anderen 
Zweck weiterzuverarbeiten als den, für den die personenbezogenen Daten erhoben wurden, 
so stellt er der betroffenen Person vor dieser Weiterverarbeitung Informationen über diesen 
anderen Zweck und alle anderen maßgeblichen Informationen gemäß Absatz 2 zur 
Verfügung.  
(4) Die Absätze 1, 2 und 3 finden keine Anwendung, wenn und soweit die betroffene Person 
bereits über die Informationen verfügt.  
 
Artikel 15 DS-GVO Auskunftsrecht der betroffenen Person  
(1) Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen eine Bestätigung 
darüber zu verlangen, ob sie betreffende personenbezogene Daten verarbeitet werden; ist 
dies der Fall, so hat sie ein Recht auf Auskunft über diese personenbezogenen Daten und 
auf folgende Informationen:  
a)die Verarbeitungszwecke;  
b)die Kategorien personenbezogener Daten, die verarbeitet werden;  
c)die Empfänger oder Kategorien von Empfängern, gegenüber denen die 
personenbezogenen Daten offengelegt worden sind oder noch offengelegt werden, 
insbesondere bei Empfängern in Drittländern oder bei internationalen Organisationen;  
d)falls möglich die geplante Dauer, für die die personenbezogenen Daten gespeichert 
werden, oder, falls dies nicht möglich ist, die Kriterien für die Festlegung dieser Dauer;  
e)das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung oder Löschung der sie betreffenden 
personenbezogenen Daten oder auf Einschränkung der Verarbeitung durch den 
Verantwortlichen oder eines Widerspruchsrechts gegen diese Verarbeitung;  
f)das Bestehen eines Beschwerderechts bei einer Aufsichtsbehörde;  
g)wenn die personenbezogenen Daten nicht bei der betroffenen Person erhoben werden, 
alle verfügbaren Informationen über die Herkunft der Daten;  
h)das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung einschließlich Profiling gemäß 
Artikel 22 Absätze 1 und 4 und – zumindest in diesen Fällen – aussagekräftige Informationen 
über die involvierte Logik sowie die Tragweite und die angestrebten Auswirkungen einer 
derartigen Verarbeitung für die betroffene Person.  
(2) Werden personenbezogene Daten an ein Drittland oder an eine internationale 
Organisation übermittelt, so hat die betroffene Person das Recht, über die geeigneten 
Garantien gemäß Artikel 46 im Zusammenhang mit der Übermittlung unterrichtet zu werden.  
(3) 1Der Verantwortliche stellt eine Kopie der personenbezogenen Daten, die Gegenstand 
der Verarbeitung sind, zur Verfügung. 2Für alle weiteren Kopien, die die betroffene Person 



 

 

beantragt, kann der Verantwortliche ein angemessenes Entgelt auf der Grundlage der 
Verwaltungskosten verlangen. 3 Stellt die betroffene Person den Antrag elektronisch, so sind 
die Informationen in einem gängigen elektronischen Format zur Verfügung zu stellen, sofern 
sie nichts anderes angibt.  

(4) Das Recht auf Erhalt einer Kopie gemäß Absatz 1b darf die Rechte und Freiheiten 
anderer Personen nicht beeinträchtigen.  
 
Artikel 16 DS- GVO - Recht auf Berichtigung  
(1)Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen unverzüglich die 
Berichtigung sie betreffender unrichtiger personenbezogener Daten zu verlangen.  
(2)Unter Berücksichtigung der Zwecke der Verarbeitung hat die betroffene Person das 
Recht, die Vervollständigung unvollständiger personenbezogener Daten – auch mittels einer 
ergänzenden Erklärung – zu verlangen.  
 
Artikel 17 DS-GVO – Recht auf Löschung („Recht auf Vergessenwerden“)  
(1) Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen zu verlangen, dass sie 
betreffende personenbezogene Daten unverzüglich gelöscht werden, und der 
Verantwortliche ist verpflichtet, personenbezogene Daten unverzüglich zu löschen, sofern 
einer der folgenden Gründe zutrifft:  
a)Die personenbezogenen Daten sind für die Zwecke, für die sie erhoben oder auf sonstige 
Weise verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig.  
b)Die betroffene Person widerruft ihre Einwilligung, auf die sich die Verarbeitung 
gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a oder Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a stützte, und 
es fehlt an einer anderweitigen Rechtsgrundlage für die Verarbeitung.  
c)Die betroffene Person legt gemäß Artikel 21 Absatz 1 Widerspruch gegen die Verarbeitung 
ein und es liegen keine vorrangigen berechtigten Gründe für die Verarbeitung vor, oder die 
betroffene Person legt gemäß Artikel 21 Absatz 2 Widerspruch gegen die Verarbeitung ein.  
d)Die personenbezogenen Daten wurden unrechtmäßig verarbeitet.  
e)Die Löschung der personenbezogenen Daten ist zur Erfüllung einer rechtlichen 
Verpflichtung nach dem Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten erforderlich, dem 
der Verantwortliche unterliegt.  
f)Die personenbezogenen Daten wurden in Bezug auf angebotene Dienste der 
Informationsgesellschaft gemäß Artikel 8 Absatz 1 erhoben.   
 
Artikel 18 DS-GVO - Recht auf Einschränkung der Verarbeitung  
(1) Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen die Einschränkung der 
Verarbeitung zu verlangen, wenn eine der folgenden Voraussetzungen gegeben ist:  
a)die Richtigkeit der personenbezogenen Daten von der betroffenen Person bestritten wird, 
und zwar für eine Dauer, die es dem Verantwortlichen ermöglicht, die Richtigkeit der 
personenbezogenen Daten zu überprüfen,  
b)die Verarbeitung unrechtmäßig ist und die betroffene Person die Löschung der 
personenbezogenen Daten ablehnt und stattdessen die Einschränkung der Nutzung der 
personenbezogenen Daten verlangt;  
c)der Verantwortliche die personenbezogenen Daten für die Zwecke der Verarbeitung nicht 
länger benötigt, die betroffene Person sie jedoch zur Geltendmachung, Ausübung oder 
Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt, oder  
d)die betroffene Person Widerspruch gegen die Verarbeitung gemäß Artikel 21 Absatz 1 
eingelegt hat, solange noch nicht feststeht, ob die berechtigten Gründe des Verantwortlichen 
gegenüber denen der betroffenen Person überwiegen.  
(2) Wurde die Verarbeitung gemäß Absatz 1 eingeschränkt, so dürfen diese 
personenbezogenen Daten – von ihrer Speicherung abgesehen – nur mit Einwilligung der 
betroffenen Person oder zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von 
Rechtsansprüchen oder zum Schutz der Rechte einer anderen natürlichen oder juristischen 
Person oder aus Gründen eines wichtigen öffentlichen Interesses der Union oder eines 
Mitgliedstaats verarbeitet werden.  



 

 

(3) Eine betroffene Person, die eine Einschränkung der Verarbeitung gemäß Absatz 1 erwirkt 
hat, wird von dem Verantwortlichen unterrichtet, bevor die Einschränkung aufgehoben wird. 


